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Bonn, den 28 . September 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei ubersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über die vorläufige Haushaltsführung der Bundes- 
verwaltung imRechnungsjahr 1950 vom 23. Juni 195c 

(BGBl. S. 219) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages her beizu führen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 35. Sitzung am 22 . September 
1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat hat dabei ausgeführt, daß diese Stellungnahme nicht 
als Zustimmung zur Begründung der Gesetzesvorlage und damit 
nicht als eine Anerkennung des dort genannten Fehlbetrages des 
Bundeshaushaltes 1949 in Höhe von 240 Millionen DM zu werten sei. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonnei Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans He^er, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Änderung des Gesetzes über die 
vorläufige Haushaltsführung der Bundes- 
verwaltung im Rechnungsjahr 1950 
vom 23. Juni 1950 (BGBl. Seite 219) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz über die vorläufige Haushaltsführung 
der Bundesverwaltung im Rechnungsjahr 1950 vom 
23. Juli 1950 (BGBl. S. 219) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 wird die Zeitbestimmung „bis zum 
30. September 1950“ durch „bis zum 31. De- 
zember 1950“ ersetzt. 

2. In § 3 Absatz 2 Satz 2 wird die Zeitbestim- 
mung „bis zum 30. September 1950“ durch 
„bis zum 31. Dezember 1950“ und der Betrag 
von „DM 300 000“ durch „DM 500 000“ er- 
setzt. 

3. In § 6 wird die Zeitangabe „September 1950“ 
durch „Dezember 1950“ ersetzt. 

4. In § 8 wird der Betrag von „DM 1 500 000 000“ 
durch „DM 2 000 000 000“ ersetzt. 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1950 in Kraft. 
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Begründung 

Die Wirksamkeit des Gesetzes über die vorläufige Haushalts- 
führung der Bundesverwaltung im Rechnungsjahr 1950 vom 
23. Juni 1950 ist seinem Inhalt nach beschränkt auf die Zeit vom 
1. April bis zum 30. September 1950. 

Es kann nicht damit gerechnet werden, daß das in Vorbereitung 
befindliche Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
1950 bis zum 30. September 1950 verkündet sein wird, da. nach 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1950 
durch die Bundesregierung die Beratungen im Bundesrat und im 
Bundestag längere Zeit beanspruchen werden. Es ist infolgedessen 
notwendig, die Ermächtigungen des Gesetzes vom 23. Juni 1590 um 
3 Monate zu verlängern und die entsprechenden Änderungen des 
Gesetzestextes vorzunehmen. Hierbei erscheint es angezeigt, ent- 
sprechend der vorgesehenen Ausdehnung der Wirksamkeit des Ge- 
setzes von 6 Monaten auf 9 Monate, in § 3 Absatz 2 die Grenze des 
Ausgabenbetrages bei Sachausgaben für neue Aufgaben, von der ab 
außer der Zustimmung des Bundesministers der Finanzen auch die 
Zustimmung des Haushaltsausschusses des Bundestages erforderlich 
ist. von DM 300 000 auf DM 500 000 zu erweitern. 

Es bedarf ferner einer Erweiterung der dem Bundesfinanzminister 
durch § 8 des zu ändernden Gesetzes erteilten Ermächtigung zur 
Kreditbeschaffung durch Erhöhung des Kreditplafonds von 
DM 1 500 000 000 auf DM 2 000 000 000 aus folgenden Gründen: 

Nach §11 des Gesetzes über die Aufstellung und Ausführung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1949 vom 7. Juni 1950 
(BGBl. S. 199) haben die Länder den Fehlbetrag des Bundeshaus- 
halts 1949 durch Beiträge zu decken. Die Verhandlungen mit den 
Ländern über die Aufschlüsselung des Betrags sind noch nicht ab- 
geschlossen. Beiträge sind bisher nicht geleistet worden. Dadurch 
werden die Betriebsmittel der Bundeshauptkasse vorlagemäßig in 
erhöhtem Maße in Anspruch genommen. Es handelt sich insoweit 
nach dem vorläufigen Buchabschluß der Bundeshauptkasse um einen 
Betrag von rund 240 Millionen DM. 

Außerdem zeigen die bisherigen Erfahrungen mit dem Abkom- 
men über wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
(BGBl. 1950 S. 9), daß in der Zeit vor Abschluß dieses Abkommens 
zahlreiche Verbindlichkeiten von den Besatzungsmächten eingegangen 
sind, die ziffernmäßig im Augenblick noch nicht feststehen, aber 
aufgrund des Abkommens vom Bund erfüllt werden müssen. Die 
genaue zahlenmäßige Ermittlung dieser Verbindlichkeiten ist im 
Gange. Von seiten der ECA-Verwaltung treten an den Bund kurz- 
fristig Forderungen oder Ansprüche auf Abdeckung dieser Verbind- 
lichkeiten heran, deren Ausmaß größer ist, als bei den Beratungen 
des Gesetzes über die vorläufige Haushaltsführung für das Rech- 
nungsjahr 1950 vom 23. Juni 1950 (BGBl. S. 219) übersehen werden 
konnte. Soweit die Betriebsmittel des Sondervermögens nicht aus- 
reichen, um diesen Anforderungen zu genügen, muß der Bund mit 
seinen Kassenmitteln in Vorlage treten. 
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Auch die Vorratshaltung auf dem Gebiet der Lebensmittel stellt 
an die Betriebsmittel des Bundes erhöhte Anforderungen. Wenn auch 
weitgehende Vorbereitungen getroffen sind, um den Finanzierungs- 
bedarf für die Vorratshaltung des Bundes auf kommerziellem Wege 
zu decken, so ist bei einem Finanzierungsvolumen im Betrage von 
rund 800 Millionen DM doch zeitweilig mit einer größeren Inan- 
spruchnahme auch der Betriebsmittel des Bundes zu rechnen. 

Schließlich muß noch auf die starke Inanspruchnahme der Betriebs- 
mittel durch den am 1. April 1950 gemäß Artikel 120 des Grund- 
gesetzes erfolgten Übergang der Besatzungskosten und der Kriegs- 
folgelasten von den Ländern auf den Bund hingewiesen werden. 
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